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Merkblatt
Zur Fusion von Samaritervereinen

1. Einleitung 

Damit Samaritervereine rechtsgültig fusionieren können, sind etliche Vorschriften zu beachten, die in dem seit 1.7. 2004 gültigen „Fusionsgesetz“ festgehalten sind.

Basis einer Fusion bildet ein „Fusionsvertrag“, dessen Grundlagen den Mitgliedern in einem „Fusionsbericht“ dargelegt werden müssen.

2. Ausgestaltung eines durch Fusion entstehenden Vereins

Durch die Fusion entsteht aus mehreren (mindestens zwei) bisherigen Samaritervereinen ein einziger, neuer.
Grundsätzlich bestehen für die Fusion von Samaritervereinen zwei Möglichkeiten:

· Fusion durch Auflösung und Neugründung: Die bisherigen Samaritervereine verschwinden (lösen sich auf) und es entsteht durch Neugründung ein fusionierter Verein.
· Fusion durch Aufnahme/Integration: Einer der bestehenden Vereine nimmt den anderen Verein/andere Vereine auf und dieser andere/diese anderen geht/gehen unter. Der aufnehmende Verein wird durch Integration zum fusionierten Verein.
Es ist für die Vereinsmitglieder in starkem Mass von psychologischer Bedeutung, welches der beiden Modell im Fusionsfall gewählt wird.
Speziell zu beachten sind folgende Aspekte:

· Was passiert mit den bisherigen Mitgliedern der fusionierenden Vereine? Inwiefern ändern sich ihre Rechte und Pflichten?

· Die verschiedenen Vereinsorgane bestehen nach der Fusion nur noch in einem (neu organisierten) Verein (Generalversammlung, Vorstand, Revisoren) und die Vorstände der alten Samaritervereine haben nur noch die Integration „ihres“ Vereins in den neuen Samariterverein zu organisieren.
3. Rechtsfolgen der Fusion

Da mit der Fusion mindestens einer der beteiligten Samaritervereine als Rechtspersönlichkeit nicht mehr bestehen wird, kann er die bestehenden Rechtsbeziehungen nicht weiter aufrechterhalten. Dies betrifft 

· die bisherigen Angestellten des Vereins, deren Arbeitsverträge im Einverständnis mit den einzelnen Mitarbeitenden zu den bisherigen Konditionen auf den neuen Samariterverein über gehen (Art. 333, Obligationenrecht);
· die rechtlichen Verpflichtungen gegenüber Gläubigern, für die der fusionierte Samariterverein im Einverständnis mit den einzelnen Gläubigern die Verantwortung zu übernehmen hat;
· allfällige Grundstücke, als deren Eigentümer der neue Samariterverein im Grundbuch einzutragen ist;
· die Schuldner der fusionierenden Vereine, die zu informieren sind und ihre Verpflichtungen gegenüber dem neuen Samariterverein zu erfüllen haben.

Die Mitglieder der aufzulösenden Samaritervereine sind nicht verpflichtet, die Fusion mit zu vollziehen und haben stattdessen das Recht zum Austritt innerhalb von zwei Monaten nach dem Fusionsbeschluss. 

4. Abwicklung der Fusion

Damit das angestrebte Ziel erreicht werden kann, müssen alle involvierten Samaritervereine einzeln der Fusion zustimmen und miteinander einen „Fusionsvertrag“ eingehen. Dieser wird durch die Vorstände abgeschlossen und bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmigung durch die Vereinsversammlungen.

Folglich haben alle beteiligten Samaritervereine eine Vereinsversammlung durchzuführen, in der sie (mit der dafür notwendigen qualifizierten Mehrheit von ¾ der Stimmen) dem Fusionsvertrag zustimmen.

Dazu gehört, dass sie 

· den Fusionsvertrag genehmigen;
· die bisherigen Vereinsvorstände mit der Umsetzung der Fusion beauftragen.
Je nach konkreter Ausgestaltung der Fusion sind noch Beschlüsse notwendig zur Gründung eines neuen Samaritervereins oder der übernehmende Verein muss noch seine Statuten anpassen (z.B. die Umschreibung seines erweiterten geografischen Tätigkeitsbereichs festhalten oder einen erweiterten Namen festlegen).

5. Spezielle rechtliche Obliegenheiten

Finanzielle Aspekte der Fusionen

Die Fusion hat zur Folge, dass Aktiven und Passiven sowie Rechte und Pflichten der aufzulösenden Samaritervereine übergehen auf einen anderen Samariterverein. Das neue Fusionsgesetz verlangt, dass die Mitglieder der bisherigen Samaritervereine sich 30 Tage vor der jeweiligen Beschlussfassung über die Fusion ein genaues Bild machen können müssen über die Finanzlage der mitbeteiligten Vereine. Jedermann hat gemäss Gesetz das Recht, Einsicht zu nehmen in die Jahresrechnungen und Jahresberichte der letzten drei Jahre aller beteiligten Organisationen. In der Einladung zur Fusions-Versammlung muss zeitgerecht mitgeteilt werden, wo diese Einsichtnahme möglich ist.

Bei Fusionen von Samaritervereinen entstehen für die Mitglieder der bisherigen Vereine in der Regel keine neuen finanziellen Risiken, weil Samaritervereine im allgemeinen  finanziell gesund sind und die Haftung der Mitglieder statutarisch beschränkt ist auf die Zahlung der Mitgliederbeiträge. 

Damit die mit der Fusion verbundenen Vermögenstransfers vollzogen werden können, müssen die bisherigen Vorstände mitwirken, z.B. bei Änderungen von Unterschrifts-berechtigungen, Orientierungen von Partnerorganisationen, etc. Deshalb sind Beschlüsse der Vereinsversammlungen der fusionierenden Samaritervereine zu fassen, durch die die bisherigen Vorstände beauftragt werden, die praktische Verwirklichung der Fusion zu gewährleisten.

Rechte der bisherigen Vereinsmitglieder

Auf Grund des Fusionsvertrags und der (neuen) Statuten des fusionoerten Samaritervereins werden die Mitglieder der bisherigen Vereine Mitglieder des fusionierten Samaritervereins. Das Fusionsgesetz gibt den Mitgliedern allerdings das Recht, innerhalb von zwei Monaten nach dem Fusionsbeschluss auszutreten. Dieser Austritt gilt rückwirkend auf den Zeitpunkt des Fusionsbeschlusses. 

Schutz der Gläubiger

Das neue Fusionsgesetz sieht vor, dass die Gläubiger der bisherigen Samaritervereine binnen dreier Monate nach dem letzten Fusionsbeschluss in einem beteiligten Samariterverein verlangen können, dass ihre Forderungen durch den neu entstehenden Samariterverein sichergestellt werden. Deshalb müssen alle Samaritervereine die Fusion drei Mal im Handelsamtsblatt ankündigen, sofern sie nicht auf Grund einer expliziten Erklärung ihrer besonders qualifizierten Revisionsgesellschaft davon entbunden werden.

6. Zeitplan

Das Fusionsgesetz erlaubt es, Fusionen vorzunehmen gestützt auf Bilanzen der beteiligten Organisationen, die nicht älter als sechs Monate sind. Das bedeutet, dass Fusionen immer in der ersten Jahreshälfte  auf der Basis der auf den 31.12. des Vorjahres erstellten Bilanzen die Fusion vornehmen können, ohne eine Zwischenbilanz zu erstellen, sofern keine aussergewöhnlichen Veränderungen eintreten. 
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� Die nachfolgende Liste enthält alle theoretisch denkbaren Fälle, unabhängig davon ob sie auf Stufe von Samaritervereinen wahrscheinlich sind
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